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Der Thüringer Landtag hat auf An-
trag der Fraktionen LINKE, SPD,
B90/Grüne und CDU in seiner Sit-
zung am 27. Februar die Einsetzung
eines neuen Untersuchungsaus-
schusses beschlossen. Gegen-
stand: „Fortsetzung der Aufarbei-
tung der dem ‘Nationalsozialisti-
schen Untergrund’ (NSU) sowie der
mit ihm kooperierenden Netzwerke
zuzuordnenden Straftaten unter Be-
rücksichtigung der Verantwortung
der Thüringer Sicherheits- und Ju-
stizbehörden, der zuständigen Mini-
sterien sowie deren politischer Lei-
tung bei der erfolglosen Fahndung
nach den untergetauchten Mitglie-
dern des NSU.“

In der Plenardebatte nannte es die
Sprecherin für Antifaschismus der
Linksfraktion, Katharina König (s. Fo-
to), ein wichtiges Signal, dass der
Landtag über parteipolitische Grenzen
hinweg agiere, denn die gemeinsame
Aufklärungsarbeit müsse in mehreren
Komplexen dringend fortgeführt wer-
den. Das betreffe u.a. das mittlerweile
bestätigte Netzwerk des NSU. „Das
BKA spricht von mehr als 200 NSU-Un-
terstützern, unter denen sich 42 V-
Leute diverser Verfassungsschutzbe-
hörden befinden.“

Die LINKE-Abgeordnete weiter: „Hin-
zu kommt der Komplex ‘Organisierte
Kriminalität’. Die Verwicklungen Thü-
ringer Neonazis mit dem Bereich der
Organisierten Kriminalität sind nicht
nur hoch, sondern sie sind besorgnis-
erregend, wenn man sich die 90er-Jah-
re und die 2000er-Jahre anschaut,
wenn man sich anschaut, über wen die
Waffe des NSU, mit dem der NSU die
Morde begangen hat, gekommen ist,
nämlich über Organisierte Kriminalität,
über Strukturen, die aus Thüringen
stammen und die Verbindung zum
Neonazispektrum haben. Wir haben
viele offene Fragen, wir haben auch die

det?, zumindest soweit es in unseren
Möglichkeiten steht zu beantworten.“

In dieser Plenardiskussion ergriff
auch Ministerpräsident Bodo Ramelow
das Wort. Er unterstrich, dass  es eine
Verabredung des Parlaments war im
Interesse der Familien, die von Thürin-
ger Tätern zu Tode gebracht wurden
die Arbeit weiterzuführen mit einem
parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss. „Wir haben diese Diskussion
bei uns in der Fraktion vorher geführt.
Wir haben sogar darüber diskutiert, ob

Fristen sogar einhellig die Geschäfts-
ordnung des Landtags geändert“, so
Bodo Ramelow in der Debatte.

Der Ministerpräsident hatte in seiner
Rede auf eine ganze Reihe von Fragen
hingewiesen, die einer gründlichen
dringenden Aufklärung bedürfen und
abschließend erklärt: „Das sind die
Fragen, die, glaube ich, alle, die sich
mit dem Thema beschäftigt haben, im-
mer wieder umgetrieben haben, und
auch dazu gibt es aktuell wieder neue
Erkenntnisse.“ 

Deswegen, so Bodo Ramelow weiter,
war er „einverstanden, dass das Parla-
ment selbst für sich sagt, wir wollen
den Untersuchungsausschuss als ge-
meinsame Ebene, gemeinsame Platt-
form, auch die Administration abzufra-
gen, die Erkenntnisse einzubeziehen
und damit deutlich zu machen: Dieser
NSU-Terror ist aus Thüringen gekom-
men. Kein einziges der Opfer war in
Thüringen und unsere Arbeit als Parla-
mentarier und als Regierung muss es
sein, den Angehörigen Erhellung dar-
über zu geben, wie es zu all diesen
Mordtaten kommen konnte.“

Susanne Hennig-Wellsow, Fraktions-
vorsitzende der LINKEN, erklärte nach
dem Landtagsbeschluss: „Es ist ein
Novum, dass ein Parlament bereits ei-
nen zweiten NSU-Untersuchungsaus-
schuss einsetzt, aber angesichts der
Verantwortung, die Thüringen trägt,
folgerichtig und notwendig. Schließlich
ist der NSU aus Thüringer Neonazi-
strukturen heraus entstanden. Das
sind wir nicht zuletzt den Angehörigen
der Opfer schuldig“. 

Die Landespolitikerin kündigte an,
die Linksfraktion werde sich dafür ein-
setzen, dass bereits im März die Kon-
stituierung des Ausschusses stattfin-
det.                        
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Fragen in Bezug auf Widersprüche, die
im Prozess öffentlich geworden sind
und die dem, was wir hier in Thüringen
herausarbeiten konnten, komplett wi-
dersprechen. 

Wir wollen versuchen – und da setze
ich auf eine hoffentlich ähnlich gute
Zusammenarbeit im kommenden Thü-
ringer Untersuchungsausschuss wie in
der letzten Legislatur – so weit wie es
in unseren Händen liegt, das Ganze
aufzuklären und gemeinsam daran zu
gehen, die Fragen zu beantworten: Wer

Hessische Zeugen haben NSU-Untersuchungsausschuss im Bundestag belogen
„Das hessische Innenministerium

hat den parlamentarischen Unter-
suchungsausschüssen zum NSU im
Bundestag und in Thüringen ent-
scheidende Beweismaterialien vor-
enthalten“, kritisierten Petra Pau
(ehemalige Linksfraktions-Obfrau
im NSU-Bundestagsuntersuchungs-
ausschuss) sowie Katharina König
und Martina Renner (ehemalige Ob-
frauen im NSU-Untersuchungsaus-
schuss im Thüringer Landtag). „Die
Beweisanträge, die die Nebenklagever-
treter der Familie des am 6. April 2006
in Kassel vom NSU ermordeten Halit
Yozgat auf der Grundlage von Tonband-
mitschnitten von Gesprächen zwi-
schen dem Geheimschutzbeauftragten
des hessischen Landesamtes für Ver-
fassungsschutz (LfV) und Andreas T.,
einem V-Mann-Führer des hessischen
Verfassungsschutzes, der sich zum
Tatzeitpunkt im Internetcafe von Halit
Yozgat aufgehalten hatte, vor dem OLG
München gestellt haben,  machen

steckt hinter dem NSU? Wer ist über
das bereits bekannte Trio hinaus in
dem Netzwerk zu verorten? Welchen
Anteil haben Sicherheitsbehörden an
dem, was passiert ist bereits im Ent-
stehen des NSU? Welche Kenntnisse
hatten sie über die Morde? Welche
Kenntnisse hatten sie über die drei im
Untergrund? 

Wir wollen versuchen, die quälende
Frage der Opferangehörigen: Warum
wurde ihr Bruder, ihr Vater, ihr Sohn er-
mordet?, die quälende Frage der Op-
ferangehörigen von Michèle Kiesewet-
ter: Warum wurde ihre Tochter ermor-

wir, wenn sich die Regierung ändert,
uns dann anders verhalten würden. Am
Ende haben wir deutlich gesagt: Wir
verhalten uns so, wie wir uns auch vor-
her als Opposition gegenüber der Re-
gierung verhalten haben. Wir haben
nicht die Regierung beauftragt, die
Dinge anzugehen. Wir haben sogar ge-
meinsam – Regierung und Opposition
– die Regeln des Landtags geändert,
damit der Innenausschuss und der Ju-
stizausschuss zusammen tagen kön-
nen, wenn es zum Thema NSU neue Er-
kenntnisse gibt. Wir haben gemeinsam
ohne Einhaltung von irgendwelchen

deutlich, dass das LfV Hessen und das
hessische Innenministerium die Ermitt-
lungen der Strafverfolgungsbehörden
in weit größerem Umfang behindert
haben, als bislang bekannt.“

Petra Pau:  „Angesichts der nun vor-
liegenden Abschriften der Telefonüber-
wachungsmaßnahmen bei Andreas T.
muss davon ausgegangen werden,
dass uns mindestens drei Zeugen im
Bundestagsuntersuchungsausschuss
belogen haben – der jetzige hessische
Ministerpräsident Bouffier, der ehema-
lige hessische Verfassungsschutzprä-
sident Lutz Irrgang und Andreas T.“ Sie
warf dem hessischen Innenministeri-
um zudem vor, dass es Informationen
über enge Verbindungen zwischen
Neonazis aus Hessen und dem Thürin-
ger Unterstützerumfeld des mutmaßli-
chen NSU-Kerntrios dem Bundestags-
untersuchungsausschuss nicht zur
Verfügung gestellt hatte. Katharina Kö-
nig ergänzte: „Wir wissen, dass es eine
enge Verbindung zwischen der hessi-

schen und der thüringischen Neonazi-
szene beispielsweise der beiden
Blood&Honour Sektionen gegeben hat.
Wir gehen davon aus, dass auch der
von Andreas T. geführte V-Mann Benja-
min G. Kontakte zu Thüringer Neonazis
hatte.“ Die drei Parlamentarierinnen
kritisierten zudem „die mangelnde
Sorgfalt von Bundesanwaltschaft und
Bundeskriminalamt“ im Mordfall Halit

Yozgat: „Spätestens nach dem
4.11.2011 – der Selbstenttarnung des
NSU – hätten der Generalbundesan-
walt und das BKA eine gründliche Aus-
wertung der gesamten Kommunikati-
onsüberwachung von Andreas T. vor-
nehmen müssen“, so Martina Renner.
Der Generalbundesanwalt und das
BKA müssten jetzt erklären, warum sie
diesen naheliegenden Schritt nicht un-
ternommen hätten und das Versäumte
schleunigst nachholen.

„Wir haben große Sorge, dass die
Regierungsfraktionen im hessischen
NSU-Untersuchungsausschuss eine
umfassende Aufklärung zur Rolle des
hessischen Verfassungsschutzes im
NSU-Komplex gemeinsam mit der hes-
sischen Landesregierung blockieren“,
warnten die drei Parlamentarierinnen.
„Damit tritt die schwarz-grüne Landes-
regierung das Aufklärungsversprechen
von Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) mit den Füßen.“                           

Aus der Landtagsdebatte zum gemeinsamen Antrag von Koalition und CDU-Fraktion


